
BZ - 6. November 2025 - Seite 1 

 

Zu wenig Steuerfahnder: Niedersachsen entgehen Milliarden 

Auch das Finanzamt für Fahndung und Strafsachen in Braunschweig hat 

Personalmangel. Es ist für die gesamte Region zuständig. 

Michael Ahlers 

 

Hannover  

Dem Staat gehen durch anhaltenden Personalmangel in der Finanzverwaltung hohe 

Steuereinnahmen verloren. Nach Angaben von Thorsten Balster, Vorsitzender der 

Deutschen Steuer-Gewerkschaft in Niedersachsen, war 2024 allein bei den landesweit 

vier Finanzämtern für Fahndung und Strafsachen rund jede fünfte Stelle faktisch nicht 

besetzt. 

Eines der Ämter ist in Braunschweig. „Das Geld liegt auf der Straße. Aufgrund der großen 

Personallücke können wir aber gerade die wirklich dicken Fische nicht alle aufgreifen 

und konsequent verfolgen“, sagt der Steuerfachmann unserer Zeitung. 

Den rechnerischen Personalbedarf bei den vier Ämtern bezi5erte Balster auf insgesamt 

512 sogenannte Vollzeiteinheiten. Grundlage sei eine bundeseinheitliche 

Personalbedarfsberechnung der Steuerverwaltung. Standorte der „Fahndungs-Ämter“ 

sind neben Braunschweig Hannover, Oldenburg und Lüneburg, die Sitze der früheren 

Bezirksregierungen. 

Die Zuweisung des Personals erfolgt laut Steuer-Gewerkschaft über das 

niedersächsische Finanzministerium. Aktuell fehlten allein den vier regionalen Ämtern 

insgesamt knapp 95 Vollzeit-Mitarbeiter, so Balster. 

Umsatzsteuer-Betrügereien und Scheinrechnungen 

„Angesichts der desolaten personellen Situation in den Finanzämtern entgehen Staat 

und Gesellschaft bundesweit jährlich dringend benötigte Steuereinnahmen in Höhe von 

mindestens 100 Milliarden durch Steuerbetrug“, hatte Balster im Juni nach einem 

Bericht des Landesrechnungshofs erklärt. Hinzu kämen hunderte Milliarden Euro 

Schaden durch „aggressive Steuergestaltung“. Häufig sind Umsatzsteuer-Betrügereien, 

bei denen Regelungen für grenzüberschreitende Transaktionen innerhalb der EU 

ausgenutzt werden. Gängig sind auch Scheinrechnungen für nicht existente Waren, für 

die eine Vorsteuererstattung beim Finanzamt beantragt wird. 

„Gute Steuergesetze allein reichen nicht, um Steuergerechtigkeit herzustellen. Der Staat 

braucht Personal für den Steuervollzug“, erklärte Finanzminister Gerald Heere (Grüne) 

unserer Zeitung. 2023 hatte es nach einem Besuch Heeres beim Finanzamt für 



Fahndung und Strafsachen in Hannover geheißen, es sei dem Finanzminister bewusst, 

dass die Personalsituation in der Steuerverwaltung „sehr angespannt“ sei. „Aufgrund 

des demografischen Wandels scheidet voraussichtlich bis Ende 2030 rund ein Viertel 

der Beschäftigten in der Steuerverwaltung aus“, hieß es im Landesfinanzministerium 

weiter. 

Erst im August habe Heere aber 601 neuen Anwärterinnen und Anwärtern den Diensteid 

abgenommen. Die sei der größte Einstellungsjahrgang seit Bestehen der 

Steuerakademie Niedersachsen im Jahr 2006. Perspektivisch soll die Aufstockung der 

Ausbildungsplätze besonders den Außendiensten einschließlich der Steuerfahndung 

zugutekommen. 

Auch Niedersachsens Landesrechnungshof hatte auf eine seit langem absehbare 

Pensionierungswelle in der Steuerverwaltung hingewiesen, allerdings auch E5ekte der 

Digitalisierung betont. Rückmeldungen der Beschäftigten spiegelten eher eine noch 

unzureichende IT-Unterstützung wider, hieß es dagegen seitens der Steuer-

Gewerkschaft. Von daher sei gerade aktuell eine aufgabengerechte Personalausstattung 

unerlässlich. Um o5ene Stellen kurzfristig mit qualifizierten Beschäftigen besetzen zu 

können, bedürfe es auch Verbesserungen im Arbeitsumfeld, so auch einer 

uneingeschränkten rechtlichen und psychologischen Unterstützung durch den 

Dienstherrn. „Das Arbeitsumfeld im Finanzamt für Fahndung und Strafsachen muss 

attraktiver werden. Ansonsten muss die Niedersächsische Landesregierung sich den 

Vorwurf gefallen lassen, nicht entschieden genug gegen Steuerbetrügerinnen und 

Steuerbetrüger vorgegangen zu sein“, sagte Balster. Für mehr Steuerehrlichkeit hatte 

sich Heere im Bundesrat jüngst für eine Pflicht zu digitalen Zahlungsmöglichkeiten in der 

Gastronomie starkgemacht. Dies begrüßt die Gewerkschaft. 

 


